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Dietrich Kebschull

Trügerische
Einigkeit

In der unmittelbar bevorstehenden 
heißen Phase des Wahlkampfes 

wird die Entwicklungspolitik mit 
großer Wahrscheinlichkeit keine 
große Rolle spielen. Denn alle im 
Bundestag vertretenen Parteien 
sind sich darin einig, daß die wirt
schaftliche und politische Zusam
menarbeit zwischen den Industrie
staaten und den Ländern der Drit
ten Welt vertieft werden muß, um 
Frieden und Wohlstand dauerhaft 
gewährleisten zu können. Überein
stimmung besteht auch darin, daß 
Entwicklungspolitik vor allem auf 
die besonders armen Länder und 
Bevölkerungsgruppen ausgerichtet 
sein sollte und ein Strukturwandel 
aufgrund der wachsenden Wettbe
werbsfähigkeit der jungen Staaten 
in den heute reichen Ländern nicht 
verhindert werden sollte.

Nach mehr als zwanzig Jahren 
scheint damit die Politik der wirt
schaftlichen Zusammenarbeit end

gültig zu einem fest etablierten, in
tegrierten Bestandteil einer umfas
senden Wirtschafts- und Außenpo
litik geworden zu sein, dessen Be
rechtigung nicht mehr in Frage ge
stellt wird. Künftige Minister der 
entsprechenden Ressorts werden 
deshalb vielleicht nicht mehr dau
ernd gezwungen sein, ihre Ausga
ben für andere Staaten mit deren 
positiven Rückwirkungen auf die 
eigene Wirtschaft rechtfertigen zu 
müssen.

Voreilig wäre es allerdings, aus 
der Einigkeit der Parteien den 
Schluß zu ziehen, daß die Proble
me der deutschen Entwicklungspo
litik nunmehr gelöst seien. Dies gilt 
insbesondere nicht für den gesam
ten Bereich der Finanzierung. Zwar 
wird Entwicklung keineswegs allein 
durch zusätzliches Kapital bewirkt, 
doch stellt der Kapitalmangel nach 
wie vor wohl den wichtigsten Eng
paß dar. Erhöhte Leistungen von 
seiten der Industrieländer erschei
nen insofern unerläßlich. Die Bun
desrepublik, die im privaten Be
reich zu den bedeutendsten Finan
ziers gehört, ist mit ihren öffentli
chen Transfers noch weit von der 
prinzipiell eingegangenen Ver
pflichtung entfernt, 0,7 % ihres 
Bruttosozialprodukts für die Ent
wicklungshilfe zur Verfügung zu 
stellen. Die beiden großen Parteien 
vermeiden nach wie vor alle Zeit
pläne, die sie auf die Erreichung 
dieser Zielgröße, die allenfalls eine 
Untergrenze für das zur Bewälti
gung der zukünftigen Aufgaben 
notwendige Finanzierungsvolumen 
darstellt, festlegen könnten. Dies 
ist angesichts der internen Haus
haltsschwierigkeiten durchaus ver
ständlich. Aber wenn die vielfälti
gen Erklärungen zum hohen Stel
lenwert der Entwicklungspolitik kei
ne Lippenbekenntnisse bleiben 
sollen, wird es unvermeidlich sein, 
sich in diesem Punkte festzulegen. 
Solange die Erhöhung der Verteidi
gungsausgaben oder die Finanzie
rung der EG-Agrarpolitik höhere 
Prioritäten haben als eine Steige

rung der Mittel für die Dritte Welt, 
muß die Politik insgesamt um ihre 
Glaubwürdigkeit bangen.

Ungelöst ist nach wie vor auch 
die Frage, inwieweit Entwicklungs
hilfe künftig bilateral oder multilate
ral vergeben werden soll. Das von 
der Dritten Welt angestrebte und 
von der Bundesrepublik weitge
hend anerkannte Programm zur 
Neuordnung der Weltwirtschaft im
pliziert, daß bei wachsendem Volu
men des Entwicklungshaushalts 
ein höherer Anteil über internatio
nale Einrichtungen zur Verfügung 
gestellt wird. Dem steht auf deut
scher Seite bisher die Einstellung 
gegenüber, den multilateralen An
teil -  nicht zuletzt wegen der be
grenzten Effizienz der internationa- 

■ len Bürokratien -  nicht wesentlich 
über 30 % ansteigen zu lassen. 
Daß die vorgeschlagenen Projekte 
und Programme damit auch nicht 
annähernd finanziert werden kön
nen, steht außer Zweifel.

Hier Lösungen zu finden, ist 
ebenso dringlich wie die Entwick
lung geeigneter Instrumente. Noch 
fehlen nämlich weitgehend länder
und bevölkerungsspezifische Maß
nahmen und Programme. Dies gilt 
insbesondere für die Maßnahmen 
zur Deckung der Grundbedürfnis
se. Vermißt werden auch Leitlinien 
zur Zusammenarbeit mit Ländern, 
deren Bevölkerung gefördert wer
den sollte, deren Regierungen eine 
entsprechende Politik aber nicht 
hinreichend unterstützen.

Vorschläge für die Politik im De
tail gibt es in ausreichender Zahl. 
Für den Erfolg der Entwicklungsbe
mühungen wäre es wünschens
wert, wenn die Parteien sie über
prüften und aus ihrer Sicht präzi
sierten. So begrüßenswert die Her
ausnahme der langfristig orientier
ten Entwicklungspolitik aus dem 
kurzfristigen Parteienstreit durch 
den Konsens im großen Rahmen 
ist, so sehr mangelt es bisher noch 
an der Abstimmung der im Konkre
ten notwendigen Schritte.
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